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A. Problemdarstellung  
Am 19. Mai 1951 beschlossen sechs europäische Staaten, ihre Kohle und Stahlproduk-
tion einer gemeinsamen Behörde zu unterstellen. Damit verzichteten sie erstmals nach 
Ende des zweiten Weltkrieges in wichtigen Teilbereichen auf ihre nationalen Souverä-
nitätsrechte um den Frieden in Europa zu sichern. Dies war die Geburtsstunde eines 
„neuen“ Europa und zugleich die „Keimzelle“ der heutigen Europäischen Union. 

Seit der Osterweiterung am 01. Mai 2004 und dem Beitritt Bulgariens und Rumä-
niens am 01. Januar 2007 zählt die Europäische Union 27 Mitgliedstaaten und ist da-
mit Heimat für rund 490 Millionen Menschen. In wirtschaftlicher Hinsicht stellt sie 
damit die größte Handelsmacht der Welt dar. Durch die von den Mitgliedstaaten an die 
Europäische Union übertragenen Kompetenzen wirken ihre Bestimmungen in nahezu 
jedes Politikfeld der ihr zugehörigen Einzelstaaten hinein und bestimmen damit das 
Leben jedes einzelnen Unionsbürgers mit. Beispiele dafür aus jüngerer Zeit sind die 
Einführung des Euro als gemeinsame Währung oder aber die Umsetzung der Verbrau-
cherschutzrichtlinie der Union, durch welche z.B. in Deutschland das Bürgerliche Ge-
setzbuch umfangreiche Änderung erfuhr. 

Doch was verstehen die Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten unter der Be-
zeichnung Europäische Union und welche Bedeutung sowie Stellenwert misst jeder 
Einzelne ihr bei? Allzu häufig herrscht die Vorstellung vor, die Union sei eine zentra-
listische und bürgerferne Superbürokratie, die sich in ihrem eigenen Regelungseifer 
verliere und deren Konsenssuche sowie Entscheidungsfindung zuletzt ohnehin hinter 
verschlossenen Türen stattfinde1. Wird in Brüssel demnach etwa Politik nach dem 
Verständnis von Fürst Otto von Bismarck betrieben, der von sich selbst einmal sagte, 
dass er Politik immer zum Wohle des Volkes, jedoch nicht nach dem Willen des Vol-
kes betrieben habe? 

Auch wenn dies sicherlich abzulehnen ist, stellt sich dennoch folgende Frage: Wie 
verhält es sich mit dem Grundsatz der Demokratie in dieser riesigen Organisation, die 
durch ihre Regelungsdichte das Leben von so vielen Menschen alltäglich mitbe-
stimmt? Dies ist eine, nicht erst durch die stetige Erweiterung der Europäischen Union 
relevant gewordene Frage, sehen doch bereits Einige die neu errungene Demokratie 
einzelner Oststaaten durch die Superbürokratie der Union schon jetzt in Gefahr2. 

Wie brisant und zugleich aktuell die Frage nach der demokratischen Ausgestaltung 
der Europäischen Union ist, wird vor allem vor dem Hintergrund des Ratifizierungs-
verfahrens des Vertrags über eine Verfassung für Europa deutlich. Wenige Wochen 
nach dem Scheitern der Referenden in Frankreich am 29. Mai 2005 und in den Nieder-
landen am 01. Juni 2005 durch ein klares „Nein“ der Völker zum Verfassungsvertrag 
ringt die Europäische Union um ihre innere Form. Auch der als eine Art Befreiungs-
schlag aus der Krise erhoffte Finanzgipfel der Staats- und Regierungschefs in Brüssel 
am 18. Juni 2005 scheiterte nicht zuletzt an den nationalen Interessen der Mitgliedstaa-

                                              
1 Vgl. Erste Wahlanalyse der Forschungsgruppe Wahlen zur Europa Wahl vom 13.06.2004, Aktu-

elles, Europa, S.2. 
2 C.Pirhofer in, Institutionelle Aspekte der EU-Osterweiterung unter Berücksichtigung der laufen-

den Beitrittsverhandlungen, S.1ff.  
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ten3. Ohne Übertreibung stellt sich die Lage der Union als äußerst konfus dar. Den-
noch besteht die größte Gefahr für die Demokratie in der Europäischen Union in den 
Rückschlüssen, die sie aus den bislang gescheiterten Referenden zieht. Denn auch in 
diesem äußerst sensiblen Bereich demokratischer Willensbildung, in welchem jede 
Unionsbürgerin und jeder Unionsbürger unmittelbar mit ansehen kann, wie und auf 
welche Weise die Brüsseler Entscheidungsträger das Votum des jeweiligen Volkes 
berücksichtigen, werden sie eher enttäuscht, konnten sich die Staats- und Regierungs-
chefs bislang doch nicht zu einer verbindlichen Deutung der Verfassungsreferenden 
durchringen. Statt die Gründe für das Scheitern in den eigenen Brüsseler Institutionen 
zu suchen und über eventuelle Konstruktionsfehler dieser nachzudenken, gehen die 
Brüsseler Bürokraten eher davon aus, dass die Ablehnung des Verfassungsvertrags auf 
unzureichender Information der durch nationale Populismen verführten Unionsbürge-
rinnen und Unionsbürger ihre Begründung findet4. 

Insoweit ist es auch nicht verwunderlich, dass das einzige Ergebnis des Brüsseler 
Gipfels vom 16./17. Juni 2005 darin lag, dass die Staats- und Regierungschefs der Mit-
gliedstaaten darin übereinstimmten, dass der Verfassungsvertrag einen zwingenden 
Schritt zum weiteren Ausbau von Demokratie und Transparenz auf europäischer Ebe-
ne darstelle und es daher notwendig sei, eine „Zeit der Reflexion“ einzulegen und auf 
dem EU-Gipfel im Juni 2006 den weiteren Fortgang des Ratifizierungsprozesses zu 
vereinbaren5.  

Doch auch auf dem EU-Gipfeltreffen am 15./16. Juni 2006 in Brüssel wurde ledig-
lich wiederum die Bedeutung der Notwendigkeit des Verfassungsvertrages hervorge-
hoben und auf die Erfolge im Rahmen der Reflexionsphase hingewiesen ohne jedoch 
konkrete Perspektiven aufzuzeigen. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, das 
die Staats- und Regierungschefs anlässlich des 50. Jahrestages der Unterzeichung der 
Römischen Verträge auf dem EU-Gipfeltreffen am 15. April 2007 in Berlin in der sog. 
„Berliner-Erklärung“ niederlegten, „... die Europäische Union bis zu den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 2009 auf eine erneute gemeinsame Grundlage zu stellen.“6 
und damit die Diskussion um den Verfassungsvertrag wieder mittelbar aufzunehmen, 
ohne dabei greifbare Maßnahmen aufzuzeigen.  

Als Folge der Erkenntnis eines Handlungsbedürfnisses erteilten die Staats- und Re-
gierungschefs der Mitgliedstaaten am 26. Juni 2007 auf ihrer Konferenz in Brüssel, ein 
Mandat zur Ausarbeitung eines neuen Vertrages. Durch dieses Mandat wurde die Re-
gierungskonferenz gebeten, einen „Reformvertrag“ zur Änderung der bestehenden 

                                              
3 Vgl. insoweit auch die Aussage des Ratspräsidenten Jean-Claude Junker in, Welt am Sonntag 

vom 19.06.2005, S.1 , der nach dem ergebnislosen Gipfeltreffen in Brüssel eingestand:„ Europa 
steckt nicht in einer Krise, es steckt in einer tiefen Krise.“  

4 Zu den Folgen der Reaktionen auf die Ablehnung des Verfassungsvertrages für die Demokratie 
siehe Ausführungen bei U.Haltern in, Europarecht, S.64f.  

5 Siehe zum Text der Erklärung der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union zur Ratifizierung des Vertrages über eine Verfassung für Europa vom 16./17. Juni 
2005, www.europa.eu, v.11.05.2007.  

6 Siehe zum Text der „Berliner Erklärung“, www.europa.eu, v.11.05.2007.  
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Verträge auszuarbeiten, „um die Effizienz und die demokratische Legitimation der 
erweiterten Union sowie die Kohärenz ihres auswärtigen Handelns zu erhöhen“7.  

Das Ergebnis dieser Bemühungen ist der Vertrag von Lissabon, den die 27 Staats- 
und Regierungschefs der Europäischen Union auf ihrer Konferenz in Lissabon am 13. 
Dezember 2007 unterzeichneten8. Um in Kraft treten zu können, muss der Vertrag in 
allen 27 Mitgliedstaaten ratifiziert werden. Ebenso wie beim Vertrag über eine Verfas-
sung für Europa, hängt das Ratifizierungsverfahren beim Vertrag von Lissabon von 
den unterschiedlichen Verfassungen der jeweiligen Mitgliedstaaten ab.  

Nach der ursprünglichen Zielsetzung der Europäischen Mitgliedstaaten sollte der 
Vertrag von Lissabon am 01. Januar 2009 in Kraft treten. Während in den meisten 
Mitgliedstaaten dem Vertrag durch eine Abstimmung im Parlament zugestimmt wer-
den muss, ist Irland das einzige Land, das gesetzmäßig verpflichtet ist den Reformver-
trag einem Referendum zu unterziehen. Dieses wurde am 12. Juni 2008 durchgeführt 
und endete mit einer Ablehnung des Vertrages von Lissabon9.  

Nach diesem negativen Ausgang des Referendums in Irland haben sich die Staats- 
und Regierungschefs der Europäischen Union beim Europäischen Rat am 18./19. Juni 
2008 darauf verständigt, die noch laufenden Ratifizierungsverfahren fortzusetzen und 
parallel dazu die Lage gemeinsam zu analysieren10. Auf dem Gipfel des Europäischen 
Rates vom 15. Oktober 2008 stellte der irische Premierminister Brian Cowen eine A-
nalyse zum irischen Referendum über den Vertrag von Lissabon vor. Im Nachgang an 
diese Analyse kam der Europäische Rat überein, das Thema im Dezember 2008 erneut 
aufzugreifen, um über Lösungswege und das weitere Vorgehen für 2009 zu beraten11.  

Auf dem Gipfel des Europäischen Rates am 12. Dezember 2008 stellten die zustän-
digen Minister der Europäischen Union einen neuen Fahrplan für den Vertrag von Lis-
sabon auf. Sie kamen darin überein, dass mit dem Inkrafttreten des Vertrags eine Ent-
scheidung zu treffen sei, die es jedem Mitgliedstaat der Europäischen Union EU er-
möglichen solle, auch weiterhin einen Kommissar zu stellen. Darüber hinaus erklärte 
sich die irische Regierung bereit, vor November 2009 ein neues Referendum abzuhal-
ten, wenn Irland in bestimmten Bereichen im Gegenzug Garantien gewährt würden. 
Auf ihrem Juni-Gipfel 2009 räumten die Staats- und Regierungschefs Irland rechtliche 
Garantien in Bezug auf militärische Neutralität, Abtreibung und Steuerhoheit ein. Die-
se Garantien sollen die nationale Souveränität Irlands in den genannten Bereichen si-
cherstellen.  

Ferner gab es auch in Deutschland wichtige Entscheidungen zum Vertrag. So bestä-
tigte das Bundesverfassungsgericht am 30. Juni 2009, dass der Vertrag von Lissabon 

                                              
7 Siehe zum Mandat der Regierungskonferenz 2007, www.europa.eu, v.20.11.2008.  
8 Siehe in diesem Zusammenhang die Schlussfolgerungen des Vorsitzes zur Tagung des Europäi-

schen Rates vom 14.12.2007.  
9 Siehe zum irischen Referendum, www.europa.eu, v.15.06.2008; 53,4 % der Iren stimmten gegen 

den vertrag,, 46,6 % waren dafür.  
10 Zu den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 19./20.06.2008 siehe www.europa.eu, v 

01.07.2008.  
11 Zu den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 16.10.2008 sowie dem aktuellen Stand 

des Ratifizierungsverfahrens in den Mitgliedstaaten siehe www.europa.eu, v. 20.10.2008.  
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mit dem Grundgesetz vereinbar ist12. Zugleich entschied das Gericht aber ergänzend, 
dass der abschließende Schritt der Ratifizierung ausgesetzt werden muss, bis die laut 
Verfassung erforderlichen Begleitgesetze zu den parlamentarischen Beteiligungsrech-
ten angepasst worden ist13 . Am 08. September 2009 hat der deutsche Bundestag vier 
Begleitgesetze über parlamentarische Mitbestimmung bei EU-Angelegenheiten mit 
446 Ja-Stimmen zu 46 Gegenstimmen und zwei Enthaltungen verabschiedet. Im An-
schluss daran billigte der Bundesrat am 18. September 2009 einstimmig die Lissabon-
Begleitgesetze. Am 25. September 2009 billigte Bundespräsident Horst Köhler die für 
den Abschluss des Ratifizierungsprozesses erforderlichen Begleitgesetze sowie die 
eigentliche Ratifizierungsurkunde zum Vertrag von Lissabon. Damit ist das Ratifizie-
rungsverfahren in der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen.  

Als eine der vorerst letzten Entscheidung auf dem Weg zur Ratifizierung des Ver-
trages von Lissabon gab der irische Premierminister Brian Cowen am 08. Juli 2009 
bekannt, dass das offizielle Datum für eine zweite Volksabstimmung Irlands über den 
Vertrag der 02. Oktober 2009 ist14. Überdies veröffentlichte die irische Regierung ein 
Dokument, in dem die Änderungen in der Funktionsweise der Europäischen Union 
dargelegt werden, die sich durch den Vertrag ergeben und auch die rechtlich binden-
den Garantien erläutert werden, die sich Irland gesichert hat. Das Weißbuch soll zu 
einem besseren Verständnis des Vertrags bei der irischen Bevölkerung beitragen. Bei 
dem am 02. Oktober 2009 durchgeführte Referendum stimmten die Bürgerinnen und 
Bürger mehrheitlich dem Vertrag von Lissabon zu15. Zum Abschluss der Ratifizierung 
fehlt noch die Unterschrift des irischen Präsidenten McAleese. Da nun auch Irland den 
Vertrag von Lissabon angenommen hat, müssen jetzt nur noch die Tschechische Re-
publik und Polen den Ratifizierungsprozess abschließen.  

Doch liegen die Probleme bei der Ratifizierung des Vertrags von Lissabon und da-
mit gleichsam auch der Europäischen Union nicht vielmehr in deren Komplexität und 
ihren scheinbar verworrenen Verfahrenswegen? Welche Bürgerin oder Bürger weiß 
denn heute noch, wo welche Gesetze verabschiedet werden oder welches Organ wofür 
die Verantwortung trägt? Hinzu tritt schließlich noch die Angst der Bürgerinnen und 
Bürger vor Entfremdung durch die stetig fortschreitende Expansionspolitik der Euro-
päischen Union, durch welche halbe Kontinente, ohne nennenswerte Volksbefragun-
gen, integriert werden.  

Befindet sich die Europäische Union am Ende gar auf dem Weg in eine Entdemo-
kratisierung und bedarf es vielleicht gerade deshalb eines Voranschreitens der Demo-
kratisierung in der Europäischen Union unter Berücksichtigung eines neuen Demokra-
tieverständnisses in den Köpfen der Bürger der Europäischen Union16?  

                                              
12 BVerfG, 2 BvE 2/08 vom 30.06.2009, Absatz –Nr.(1 – 421). 
13 Zu den Einzelheiten des geplanten Begleitgesetzes für den Vertrag von Lissabon siehe 

www.bundesregierung.de, v. 06.09.2009.  
14 Siehe näher www.europa.eu, vom 06.09.2009. 
15 Zu den Abstimmungsergebnissen siehe www.referendum.ie/referendum/home, vom 04.10.2009; 

nach diesen Angaben haben 67,13% dem Vertrag zugestimmt und 32,87% diesen abgelehnt.  
16 K.P.Sommermann, DÖV 2003, 1009ff., ebenso M.Ruffert, DVBl. 2002, 1145ff. der sich einge-

hend mit dem Demokratiedefizit in der EU auseinandersetzt und dieses eher als ein Parlaments-
defizit versteht.  
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